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Neomaterialistische und systemtheoretische Krisentheorie.

Eine Präzisierung des Theorienvergleichs

Richard Münch

1. Kriterien des Theorienvergleichs

Die erste Voraussetzung für einen Vergleich von Theorien

ist die Spezifikation der Vergleichskriterien, die an die

Theorien angelegt werden sollen. Der hier versuchte Ver¬

gleich zwischen einer neuen Konzeption des historischen Ma¬

terialismus und einer neuen Konzeption der Theorie sozialer

Systeme orientiert sich an dem Kriterium der Erklärungskraft

und an dem Kriterium des progressiven Theorienwandels, wie

sie im metatheoretischen Rahmen des kritischen Rationalis¬

mus konzipiert wurden . Dabei sind folgende Gesichtspunkte

zu beachten:

(1) Ein Vergleich der Erklärungskraft von Theorien setzt

einen gemeinsamen Erklärungsgegenständ voraus. Als ein sol¬

cher gemeinsamer Erklärungsgegenstand werden politische Kri¬

sen gewählt.

(2) Es ist eine gemeinsame Bedeutung der Begriffe für den Er¬

klärungsgegenstand festzulegen.

(3) Die narrative Darstellungsform ist in ein System von

Hypothesen zu übersetzen, die angeben, unter welchen Bedin¬

gungen der Erklärungsgegenstand auftritt.

(4) Aus den Hypothesen muß erkennbar sein, welches die po¬

tentiellen Falsifikatoren der Theorien sind.
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(5) Der empirische Gehalt der Theorien ist so zu verglei¬

chen, daß beurteilt werden kann, in welchem der sich even¬

tuell überschneidenden Extensionsbereiche der Antecedens-

prädikate der Theorien A und B,die Theorien falsifiziert

werden und in welchem sie sich bewähren. Die Überschnei¬

dung der Extensionsbereiche kann in folgendem Mengenbild

dargestellt werden: a b

( AB ( *tB ) B\A

Wird die Theorie A nur im Bereich der Restmenge AxB falsi¬

fiziert, und die Theorie B bewährt sich im Bereich der

Schnittmenge AnB sowie im Bereich der Restmenge B\A, dann

liegt ein progressiver theoretischer Wandel von der Theorie A

zur Theorie B vor.

Nach dieser Spezifikation der Vergleichskriterien sollen nun

zunächst die beiden zu vergleichenden Theorien einzeln dar¬

gestellt werden, um daran einen ersten Vergleich nach den

genannten Kriterien anzuschließen.

2. Eine neomaterialistische Krisentheorie

Die orthodoxe materialistische Krisentheorie deutet politi-
2)

sehe Krisen stets als bloßen Reflex ökonomischer Krisen

Die krisenhafte Entwicklung des spätkapitalistischen Staates

muß deshalb in diesem Rahmen aus dem Marxschen Gesetz des

tendenziellen Falls der Profitrate abgeleitet werden. Ge¬

genüber dieser alten Lehre geht die neue materialistische

Theorie von Claus Offe
'
davon aus, daß in spätkapitalisti¬

schen Gesellschaften die Wirkung des Wertgesetzes immer mehr

durch den autonomen Eingriff des Staates durchbrochen wird.
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Infolgedessen kann die Ursache für die krisenhafte Ent-.

Wicklung der spätkapitalistischen Gesellschaft nicht mehr

allein in den Widersprüchen der Warenform gesucht werden,

sie muß vielmehr in den Widersprüchen gesucht werden, in

die sich der Staat verstrickt, wenn er die Funktion der

Sicherstellung der Kapitalverwertung durch seine immer um¬

fangreicheren Eingriffe in die Ökonomie übernimmt. Da die

Theorie von Offe in dieser Hinsicht von den veränderten Be¬

dingungen in spätkapitalistischen Gesellschaften ausgeht,

erscheint eine Prüfung ihrer Adäquatheit im Hinblick auf

einen Vergleich mit nichtmateria'listischen Alternativen

lohnend. Dies soll hier anhand eines neueren Textes von

4) 5)
Offe/Ronge und anhand der älteren Texte von Offe ge¬

schehen. Die logische Struktur dieser Theorie läßt sich wie

folgt rekonstruieren :-

1. These: Für alle kapitalistischen Gesellschaften gilt:

Nur wenn politische Unterstützung erhalten bleibt und nur

wenn Steuereinnahmen ein gewisses Niveau erreichen, dann be¬

steht der kapitalistische Staat fort. ,

2. These: Für alle kapitalistischen Gesellschaften gilt:

Nur wenn die stetige Akkumulation des Kapitals gesichert ist,

dann werden Steuereinnahmen eines bestimmten Niveaus erzielt.

3. These: Für alle kapitalistischen Gesellschaften gilt: Nur

wenn die Warenform erhalten bleibt (Produktion, Distribution,

Konsumtion durch reinen Markttausch mit Marktfreiheit, Ver¬

tragsfreiheit und freier Arbeit erfolgen), dann ist auf

Dauer Akkumulation von Kapital möglich.

4. These: Für alle kapitalistischen Gesellschaften gilt:

Wenn der Kapitalismus eine hohe Entwicklungsstufe erreicht

hat, dann gilt: Nur wenn politische Steuerungsmechanismen

a) die Dispositionsfreiheit des Kapitals einschränken und

b) gesellschaftliche Bereiche, d.h. die staatliche Bürokra-
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tie, ausbauen, die nicht der Warenform unterstehen, dann

bleibt die Akkumulation des Kapitals sichergestellt.

5. These: Für alle kapitalistischen Gesellschaften gilt:

Wenn der Staat mit politischen Maßnahmen in ökonomische

Prozesse eingreift, dann nehmen Personen wahr, daß ihre

ökonomischen Chancen nicht nur von ihrem persönlichen Ge¬

schick abhängen, sondern auch von der staatlichen Politik.

Zwischen These 3 und These 4 besteht ein Widerspruch, der

von den Autoren nicht als ein Widerspruch in ihren Aussagen

erkannt wird, sondern vielmehr als Strukturwiderspruch des

kapitalistischen Staates in die Realität - in guter dialek¬

tischer Tradition - hineinverlegt wird. Aus den Thesen 1

und 2 läßt sich allerdings nur schließen, daß der Staat, um

die zu seiner Selbsterhaltung notwendigen Steuereinnahmen

zu bekommen, die Kapitalakkumulation garantieren muß. Die

Sicherstellung der Kapitalakkumulation ist jedoch keines¬

wegs gleichbedeutend mit der vollständigen Erhaltung der

Warenform (des Marktes) für die Lösung aller gesellschaft¬

lichen Probleme. Allgemein betrachtet ist diese überhaupt

nicht an die Erhaltung des Marktes gebunden.

Das Kapital einer Gesamtgesellschaft kann auch in Form einer

ZentralVerwaltungswirtschaft akkumuliert werden. An dem

Tatbestand, daß dabei Kapital akkumuliert wird, ändert sich

dabei nichts. Verändert ist nur die Form der Akkumulation,

die Form der Produktion, Distribution und Konsumtion. Man

kann hier allenfalls für denselben allgemeinen Vorgang einen

anderen Begriff einführen. Ausgedehnte Leistungen des Staates,

die sich ökonomisch nicht selbst tragen, sondern reinen Ver¬

zehr von Werten bedeuten, sind auch für einen sozialistischen

Staat nur auf der Grundlage ständiger Kapitalakkumulation,

d.h. Akkumulation von Werten, möglich.
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Zur Erfüllung der in These 1 und 2 formulierten Bedingun¬

gen ist demgemäß die Erhaltung der Warenform keine notwen¬

dige Voraussetzung. Daran ist zu erkennen, daß der von

Offe und Ronge aufgezeigte Strukturwiderspruch nur ein

Widerspruch ist zwischen These 3 und 4 ihrer Argumentation

und sich dadurch auflöst, daß These 3 falsch ist.

So betrachtet läßt sich aus den Thesen 1, 2 und 4 nur
v

.i

schließen, daß im entwickelten Kapitalismus der Staat zu

seiner Selbsterhaltung politische Maßnahmen zur Sicherstel¬

lung der Kapitalakkumulation ergreifen muß, die eine Ein¬

schränkung der Warenform in ihrer idealtypischen Form und

eine Einschränkung ihrer Ausbreitung bedeuten. Die verwen¬

deten Maßnahmen haben keine Folgen, die im Widerspruch zu

dem Ziel "Kapitalakkumulation" stehen. Ein' solcher Wider¬

spruch wird anscheinend von den Autoren angenommen und z.T.

dadurch plausibel gemacht,'daß sie die Begriffe "Kapital¬

akkumulation" und "Erhaltung der Warenform" mitunter syno¬

nym gebrauchen oder entsprechend der falschen These 3 be¬

haupten, die Erhaltung der Warenform - in idealtypischer

Form - sei notwendige Voraussetzung der Kapitalakkumulation.

Da die behaupteten Strukturwidersprüche nur Widersprüche in

den Aussagen sind, ist auch das geringe Vertrauen der Auto¬

ren in die Voraussagekraft ihrer Annahmen über Strukturwi¬

dersprüche nicht überraschend. Es wird nämlich zugestanden,

daß aus den Struktürwidersprüchen - d.h. genau genommen aus

der widerspruchslosen Tatsache, daß im entwickelten Kapita¬

lismus die Warenform in ihrer Intensität und ihrer Extensi¬

tät ständig eingeschränkt wird - eigentlich noch keine be¬

sonderen Konsequenzen zu erwarten sind, insbesondere prin¬

zipiell noch keine Instabilität und noch kein Zusammenbruch

des Staates, obwohl die Analyse auf entsprechende Aussagen

abzielt.

Instabilität und Konflikt um die Warenform wird erst erwar-
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tet, wenn die Aufhebung der Warenform von einer politischen

Bewegung zum Gegenstand der "bewußten politischen Aktion"

gemacht wird. Dabei wird eine Verbindung zu den vorange¬

henden Thesen durch die Annahme hergestellt, daß die ohne¬

hin erfolgende staatliche Einschränkung der Dispositions¬

freiheit des Kapitals durch politische Bewegungen zur völ¬

ligen Aufhebung der Warenform erweitert werden kann. So¬

weit dies geschieht, werden Konflikte um die Aufhebung der

Warenform erwartet. Dagegen ist einzuwenden, daß der staat¬

liche Eingriff in die Dispositionsfreiheit des Kapitals kei¬

ne notwendige Voraussetzung dafür ist, daß politische Be¬

wegungen die Aufhebung der Warenform zum Gegenstand poli¬

tischer Aktionen machen und damit Erfolg haben. Derartige

Aktionen können an die unterschiedlichsten Bedingungen an¬

knüpfen. Insofern besteht kein Zusammenhang zwischen die¬

ser Aussage und der Entwicklung zu zunehmender staatlicher

Einschränkung der Dispositionsfreiheit des Kapitals. Die

einzige für die Voraussage relevante Aussage hätte vielmehr

folgenden Wortlaut:

6. These: Für alle kapitalistischen Gesellschaften gilt:

Wenn politische Aktionen auf die Aufhebung der Warenform ab¬

zielen, dann entstehen Konflikte um die Warenform.

Da in dem Begriff der politischen Aktion schon definitorisch

enthalten ist, daß sie sich für ein bestimmtes Ziel einsetzt

und prinzipiell zu jedem konkreten Ziel Gegnerschaften und

deshalb Konflikte entstehen können, ist die Aussage ohne je¬

den Informationsgehalt.

Eine zweite Verbindung zu den Entwicklungstendenzen des Ka¬

pitalismus wird durch die Annahme hergestellt, durch die Aus¬

dehnung von gesellschaftlichen Bereichen, die nicht der Wa¬

renform entsprechen (These 4), und durch das Entstehen der

Wahrnehmung, ökonomische Chancen seien nicht nur vom persön¬

lichen Geschick, sondern auch von staatlicher Politik ab-
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hängig (These 5), ergebe sich ein Menschenreservoir, das

durch politische Aktionen für die Aufhebung der Warenform

mobilisiert werden kann. Allerdings drücken sich die Au¬

toren in der Regel wesentlich undeutlicher aus. Es wird

meistens nur davon gesprochen, daß diese Entwicklungsten¬

denzen durch bewußte politische Aktion zur Quelle von Kon¬

flikten um die Warenform gemacht werden können.

Der Inhalt der daraus entstehenden politischen Aktivitäten

ist jedoch völlig offen. Er kann in routinisierter ökono¬

mischer Interessenartikulation erscheinen und sich in po¬

litisch radikalisierter Form sowohl rechtsradikal als auch

linksradikal äußern. Auch in diesem Fall sind wir noch

weit von der "Erosion der Warenform und des kapitalisti¬

schen Staates" entfernt.

Am Ende bleibt nichts anderes übrig als die in These 7 for¬

mulierte Aussage ohne Informationsgehalt:

7. These: Für alle kapitalistischen Gesellschaften gilt:

Wenn politische Aktionen erfolgreich Menschen gegen die Wa¬

renform mobilisieren, dann entsteht eine Erosion der Waren¬

form.

Ungeklärt bleiben jedoch die Bedingungen, unter denen tat¬

sächlich eine hohe politische Mobilisierung gegen die Waren¬

form entsteht.

Natürlich wird es nicht die Intention von Offe/Ronge sein,

informationsarme Erkenntnisse dieser Art zu vermitteln. Ih¬

nen geht es zunächst darum, aus Strukturmerkmalen des Spät¬

kapitalismus generelle Krisentendenzen vorauszusagen. Aller¬

dings .werden sie von der Realität zu solcher Vorsicht ge¬

zwungen, daß sie unter der Hand zusätzliche Voraussetzungen

einführen müssen, die den Informationsgehalt, d.h. die Erklä-

rungs- und Voraussagekraft der Theorie nahezu auf 0 reduzieren.
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Obwohl sich in einem solchen Fall die Frage nach der em¬

pirischen Bewährung einer Theorie fast erübrigt, da sie

mit allen Tatsachen vereinbar ist, verweisen Offe/Ronge

zur Bestätigung der Theorie auf den Tatbestand höherer Kon¬

fliktbeteiligungsraten von Individuen, die "konkrete" Ar¬

beit und nicht "abstrakte" Arbeit verrichten. Dabei han¬

delt es sich um eine materialistische Version der allge¬

mein bekannten positiven Korrelation zwischen sozialem Sta¬

tus (z.B. beruflichem Qualifikationsgrad und Ausbildungs¬

grad) und politischer Partizipation (z.B. Beteiligung an

7)
politischem Protest . Nach der materialistischen Krisen-

.

theorie von Offe/Ronge müßte dies eine spezifische Eigen¬

schaft von Konflikten in spätkapitalistischen Gesellschaf¬

ten sein. Dagegen spricht jedoch die Tatsache, daß sich die

genannte Korrelation in allen Gesellschaftstypen historisch

und vergleichend nachweisen läßt. In unterentwickelten Ge¬

sellschaften ist es gerade die neu entstehende Mittelschicht

mit qualifizierter Ausbildung, die eine hohe Beteiligung an

8)
politischem Konflikt zeigt . Dasselbe ließe sich sicherlich

auch für sozialistische Gesellschaften zeigen. In histori-

9)
scher Perspektive weisen z.B. E. Shorter und C. Tilly neuer¬

dings für Frankreich von 1830 bis 1965 nach, daß stets die

auf einem gegebenem Entwicklungsniveau qualifiziertesten Ar¬

beitskräfte die führende Rolle in Streiks gespielt haben.

Daran ist zu erkennen, daß die von Offe/Ronge als Bestäti¬

gung ihrer materialistischen Krisentheorie angegebenen Tat¬

bestände kein Spezifikum spätkapitalistischer Gesellschaften

sind. Das bedeutet, daß es für Krisen zumindest auch andere

Ursachen außer den Strukturwidersprüchen des Spätkapitalismus

geben muß. Der Verweis auf diese Tatbestände ist deshalb auch

keine illustrative Bestätigung der Theorie.

Die Korrelation aus Ausbildungsgrad und Beteiligung an poli¬

tischem Konflikt ist jedoch überhaupt nur als Anwendungsfall

der materialistischen Krisentheorie von Offe/Ronge zu deuten,

wenn dabei ein Fehlschluß begangen wird. Den Objektbereich
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der Theorie bilden nämlich spätkapitalistische Gesellschaf¬

ten und nicht Individuen. Die aus der Theorie abzuleitende

Voraussage - soweit man die Tautologisierung durch ein¬

schränkende Bedingungen äußer Acht läßt - besagt nämlich

nicht, daß Individuen mit höherem Ausbildungsgrad häufiger

an politischem Konflikt teilnehmen, sondern daß die Häufig¬

keit politischer Konflikte in spätkapitalistischen Gesell¬

schaften mit der Ausdehnung des nicht der Warenform unter¬

stellten "Reproduktidnsbereichs" zunimmt. Nach dieser Voraus¬

sage müßten, historisch gesehen, politische Konflikte zu¬

nehmen, wenn z.B. der Umfang des Dienstleistungssektors

über eine bestimmte Schwelle hinauswächst und sie müßten,

vergleichend gesehen, in Gesellschaften ein größeres Aus¬

maß annehmen, in denen dieser Bereich weiter ausgedehnt ist

als in anderen Gesellschaften. Die entsprechende Voraussage

über Merkmale von Gesellschaften kann auch nur durch Merk¬

male von Gesellschaften überprüft und eventuell bestätigt

werden. Der Schluß von der häufigeren Beteiligung von In¬

dividuen mit höherem Ausbildungsgrad auf die größere Häufig¬

keit von Konflikten in spätkapitalistischen Gesellschaften

mit höherer Ausdehnung des Dienstleistungssektors ist da¬

gegen ein Fehlschluß. Tatsächlich besteht auf der gesell¬

schaftlichen Ebene keine positive Korrelation zwischen der

Ausdehnung des Dienstleistungssektors und der Häufigkeit

politischer Konflikte. Vergleicht man z.B. die westeuropäischen

Gesellschaften mit ihrer unterschiedlichen Ausprägung poli¬

tischer Konflikte, so zeigt sich keinerlei Zusammenhang mit

der Ausdehnung des Dienstleistungssektors. Italien als die

Gesellschaft mit höchster Konfliktausprägung weist sogar

die niedrigste Ausdehnung des Dienstleistungssektors auf

Ebenso läßt sich z.B. keine positive Korrelation zwischen

dem Statusniveau in Städten und der Häufigkeit von politi¬

schem Protest nachweisen. Auch hier wiederholt sich die Kor¬

relation auf der Individualebene nicht auf der Makroebene

Die Voraussage, daß in spätkapitalistischen Gesellschaften

mit der Ausdehnung des Reproduktionsbereichs auf Kosten der
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Warenform Strukturwidersprüche mit der Folge erhöhter Kri¬

sentendenzen auftreten, wird dadurch widerlegt. Haltbar

ist die neomaterialistische Krisentheorie von Offe/Ronge

tatsächlich nur in ihrer tautologisierten Form. Dies führt

zu der Frage, ob es überhaupt den metatheoretischen Krite¬

rien dieses Ansatzes entspricht, aus der Theorie eine Voraus¬

sage abzuleiten, um diese dann mit der Realität zu konfron- -

tieren. So mag man beispielsweise die Theorie als ein In¬

strument betrachten, das durch "Aufklärung" über die Struk¬

turwidersprüche des Spätkapitalismus die Adressaten zur po-
12)

litischen Aktion gegen die Warenform zu motivieren vermag

In diesem Sinne können die Empfehlungen von Offe/Ronge ge¬

deutet werden, durch bewußte politische Aktion gegen die

Warenform an die Strukturwidersprüche anzuknüpfen. Hierbei

wird jedoch keine Voraussage getroffen, sondern eine nor¬

mative Empfehlung ausgesprochen. Das bedeutet, daß die

Theorie als Krisentheorie gar nicht nach dem Kriterium der

empirischen Haltbarkeit mit anderen Theorien verglichen

werden kann. Möglicherweise wäre eine adäquate Prüfungsin¬

stanz dieser Theorie, wie weit sie im Vergleich zu anderen

Theorien Adressaten zur politischen Aktion gegen die Waren¬

form zu motivieren vermag.

Eine solche Theorie ist jedoch keine Krisentheorie in dem

Sinne, daß sie Krisen zu erklären vermag, sie ist allenfalls

eine Krisentheorie in dem Sinne, daß sie Krisen herbeizu¬

führen vermag. Ob sie diese letztere Funktion erfüllt, ist

ganz unabhängig von ihrer Übereinstimmung mit der Reali¬

tät. Die materialistische Krisentheorie von Offe/Ronge soll

eine andere Funktion erfüllen als andere nicht-materialisti¬

sche Krisentheorien und tritt deshalb zu diesen auch nicht

in Konkurrenz.

Um die< Funktion der Motivation zur politischen Aktion gegen

die Warenform erfüllen zu können, erwartet man von einer sol¬

chen Theorie, daß sie aufzeigen kann, wie weit die Entfaltung
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der Gesellschaft und der Persönlichkeit sowie das Niveau

der Bedürfnisbefriedigung aller Gesellschaftsmitglieder

auch im Spätkapitalismus nach wie vor durch die Existenz

der Warenform erheblich eingeschränkt wird und durch die

Aufhebung der Warenform wesentlich uneingeschränkter mög¬

lich wäre. Um auf diese Frage eine Antwort zu geben, wird

im Rahmen dieser Theorie davon ausgegangen, daß sich dies

in spätkapitalistischen Gesellschaften nicht mehr durch die

unmittelbare Wirkung des Wertgesetzes und der daraus fol¬

genden absoluten oder relativen Verelendung des Proletariats

zeige, da die Wirkung des Wertgesetzes durch den redistri-

13)
butiven Eingriff des Staates mannigfach durchbrochen werde

Auf der Entwicklungsstufe des Spätkapitalismus zeigt sich

die Beschränkung der gesellschaftlichen und persönlichen Ent¬

faltung darin, daß alle redistributiven staatlichen Eingrif¬

fe stets nur soweit gehen und nur diese Funktion haben, daß

sie die Arbeitskraft gerade nur wiederherstellen, um dem

Verwertungsprozeß wieder zugänglich zu sein und Infrastruk¬

turmaßnahmen nur die Funktion erfüllen, den Prozeß der Ka¬

pitalverwertung in Gang zu halten, wenn sich der Staat die

Quelle seiner Steuereinnahmen und auch die Massenloyalität
14)

zur Existenzsicherung erhalten will . Die allgemeine Aus¬

sage lautet dabei, daß in einer Gesellschaft mit kapita¬

listischer Ökonomie staatliche Maßnahmen auf Dauer gesehen

zwangsläufig die Funktion der Sicherung der Kapitalverwer¬

tung erfüllen müssen, wenn nicht der Staat sich selbst oder

dem Kapitalismus zerstören soll. Diese Aussage ist jedoch

eine Tautologie, da die bloße Fortexistenz der kapitalisti¬

schen Ökonomie natürlich schon definitorisch beinhaltet, das

keine politischen Maßnahmen die Kapitalverwertung beseitigen.

Aus diesem Grunde kann auch ex post facto von jeder belie¬

bigen politischen Maßnahme gesagt werden, sie erfülle die

Funktion der Sicherung der Kapitalverwertung, solange nur

in irgendeiner Weise noch die Warenform fortbesteht. Diese

Maßnahmen können von der ersten Arbeitsschutzgesetzgebung
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bis zur Investitionskontrolle und zur Verstaatlichung der

Großindustrie und der Banken reichen.

Eine Spezifizierung dieser Aussage bedeutet die sogenannte

Disparitätsthese, nach der in ihrer materialistischen Deu¬

tung die funktionale Anknüpfung staatlicher Maßnahmen an

die Kapitalverwertung zu einer systematischen Vernachlässi¬

gung der Lebensbereiche und Probleme führt, die nicht in

funktionalem Zusammenhang mit der Kapitalverwertung stehen

oder gesehen werden

Die Sicherung der Kapitalverwertung erfordert jedoch nur,

daß die staatlichen Maßnahmen keine dysfunktionalen Folgen

für die Erhaltung der Kapitalverwertung haben. Soweit Staats¬

ausgaben und Gesetze für Lebensbereiche, die nicht die Kapi¬

talverwertung fördern, nicht derartige dysfunktionalen Fol¬

gen haben, besteht kein zur Erhaltung der Kapitalverwertung

notwendiger Zwang, solche Maßnahmen zu unterlassen. Dabei

ist zu beachten, daß auch nach Offe/Ronge selbst solche

Maßnahmen nicht dysfunktional sind, welche die Dispositions¬

freiheit des Kapitals und auch die Profitchancen erheblich

einschränken, wie z.B. durch Auflagen für den Umweltschutz.

Für eine dennoch auftretende Disparität von Lebensbereichen

muß es deshalb andere Ursachen geben, die unabhängig von

der Produktionsweise wirken. Solche Ursachen wurden tatsäch¬

lich von Offe in seinem ersten Aufsatz zu diesem Problem

genannt: Der Grad der Organisations- und Konfliktfähigkeit

gesellschaftlicher Gruppierungen. Es werden diejenigen Pro¬

blembereiche vernachlässigt, die nicht durch organisations-

und, konfliktfähige Gruppierungen vertreten werden. Dies ist

jedoch eine Ursache, die in allen, auch in Gesellschaften

ohne Warenform, wirksam sein muß. Sie wirkt unabhängig von

der Warenform. Die Fixierung auf die Warenform verstellt

Offe schließlich auch an dieser Stelle den Blick für das

eigentliche Problem: Wenn die organisations- und konflikt-
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fähigen Gruppierungen bessere Chancen der Durchsetzung

von Ansprüchen haben, welche politischen Strukturen ver¬

stärken solche Disparitäten und welche schwächen sie ab?

Aus der Theorie von Offe/Ronge ergibt sich insofern kein

Hinweis darauf, daß eine Gesellschaft mit existierender

Warenform mehr die Entfaltung der gesellschaftlichen Be¬

dürfnisbefriedigung und die Entfaltung der Persönlichkeit

aller Gesellschaftsmitglieder einschränke als eine Gesell¬

schaft ohne Warenform. Sofern man die Entfaltung der ge¬

sellschaftlichen Bedürfnisbefriedigung und die Entfaltung

der Persönlichkeit als Wert akzeptiert, dann kann sie nicht

die Notwendigkeit der Beseitigung der Warenform nachweisen.

Nach diesem Scheitern könnte die Theorie allenfalls noch

das Kriterium der psychologischen Motivationswirkung auf

die Adressaten erfüllen. Die Ablehnung dieses Kriteriums

als einzige positive Instanz für die Theorie dürfte jedoch

kaum umstritten sein.

3. Eine systemtheoretische Krisentheorie

Sucht man im Rahmen der Theorie sozialer Systeme nach einer

Theorie politischer Krisen,1 dann bietet es sich an, eine

solche Theorie aus der Konzeption von politischer Macht als

einem dem Geld analogen .symbolischen und generalisierten

Kommunikationsmedium zu entwickeln. Die Theorie politischer

Krisen müßte als eine Theorie der Inflation und Deflation

politischer Macht konzipiert werden. Talcott Parsons hat

politische Macht als ein Medium des Austauschs politischer

Leistungen eingeführt und auf die Möglichkeit von Defla-

17)
tions- und Inflationsprozessen verwiesen . Inzwischen

18)
hat Parsons mit Gerald Platt in einer Untersuchung des

amerikanischen Universitätssystems die Theorie der Kommuni¬

kationsmedien weiterentwickelt und explizit auf die Analyse
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von Inflations- und Deflationsprozessen angewandt. Niklas

Luhmann hat Parsons' Theorie der Kommunikationsmedien auf¬

gegriffen und er hat auch den Begriff der Macht als sym¬

bolisches und generalisiertes Kommunikationsmedium einer

begrifflichen Analyse unterzogen, ohne allerdings auf das

Thema der Inflation oder Deflation als politischer Krise

19)
ausführlicher einzugehen . In Luhm'anns Beiträgen findet

sich eine Fülle von Anregungen, aber kein Versuch zur

systematischen Entwicklung einer Theorie, die zur Erklä¬

rung politischer Krisen angewendet werden könnte. Im fol¬

genden soll nun eine Theorie der Inflation und Deflation

politischer Macht als Theorie politischer Krisen darge¬

stellt werden, die aus den Ansätzen von Parsons und Luhmann

entwickelt wurde '.

Alle Gesellschaften haben einen Bedarf an Entscheidungen,

die für alle Gesellschaftsmitglieder verbindlich gelten

und deren Akzeptierung jeder Handelnde durch die Unter¬

stützung beliebiger Dritter unterstellen kann. Nur wenn die¬

se Bedingung hinreichend erfüllt wird, können Konflikte ge¬

regelt werden und die Gesellschaftsmitglieder stabile Erwar¬

tungen über Handlungen und Erwartungen untereinander aus¬

bilden. Dies ist eine notwendige Voraussetzung für den Fort¬

bestand der Gesellschaft. Handlungen, die an der gesell¬

schaftlich und nicht nur gruppenspezifisch in einer Freund¬

schaftsgruppe, in einer Familie oder in einer Arbeitsgruppe

verbindlichen Durchsetzung von Entscheidungen orientiert

sind, können als politische Handlungen bezeichnet werden.

Um Entscheidungen als verbindlich durchsetzen zu können, müs¬

sen unmittelbar und mittelbar Betroffene zu ihrer Akzeptie¬

rung oder Duldung motiviert werden. Man kann dies auf ver¬

schiedene Weise erreichen. Mit den Betroffenen kann ein Kon¬

sens über die Richtigkeit der Entscheidung erzielt werden,

sie können durch die Anerkennung der Autorität des Experten
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zur Abnahme der Entscheidung veranlaßt werden, sie mögen

durch einen angebotenen Anreiz oder schließlich durch die

Androhung oder Anwendung negativer Sanktionen zur Folg¬

samkeit motiviert werden. Soweit diese Motivationsmittel

unabhängig von den konkreten Motiven der Betroffenen wirk¬

sam bleiben, handelt es sich hierbei um generalisierte Me¬

dien der Kommunikation, die durch ihre motivierende Funk¬

tion die Übertragung beliebiger Leistungen, z.B. auch Ent¬

scheidungen, zwischen Handelnden sicherstellen. Eine ge¬

neralisierte Konsenschance ist die Wertübereinstimmung,

eine generalisierte Anerkennung von Expertenurteil kann

als Einfluß bezeichnet werden, ein generalisierter Anreiz

ist das Geld und eine generalisierte negative Sanktionsmög¬

lichkeit die politische Macht21'.

Zu jeder politischen Entscheidung, die gesamtgesellschaft¬

lich verbindliche Geltung besitzen soll, gibt es alternative

Entscheidungen und auch in der Regel soziale Gruppierungen,

welche den Entscheidungen widerstreben und andere vorziehen

wurden und dies um so mehr, je mehr der politische Ent¬

scheidungsbedarf zunimmt. Unter diesen Bedingungen sind

Wertübereinstimmung, Einfluß und Geld nur noch begrenzt fä¬

hig , Abnahmemotive für politische Entscheidungen zu erzeugen.

Für einen nicht zu beseitigenden Rest politischer Entschei¬

dungen ist deshalb politische Macht als Motivationsmittel

unersetzbar. Aus diesem Grunde ist politische Macht das spe¬

zifisch politische generalisierte Kommunikationsmedium. Po¬

litische Entscheidungen besitzen noch nicht verbindliche Gel¬

tung, wenn sie von den Nachfragern akzeptiert werden, son¬

dern erst nach der Duldung durch widerstrebende Dritte.

Für die verbindliche Durchsetzung politischer Entscheidun¬

gen besitzt infolgedessen die Funktionsfähigkeit politischer

Macht als generalisiertes Kommunikationsmedium einen zentra¬

len Stellenwert. Es ist dann zu fragen, inwiefern diese Funk-
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tionsfähigkeit durch Prozesse der Inflation und Deflation

politischer Macht zerstört wird.

"Macht" soll als die Verfügung über negative Sanktionsmittel

bezeichnet werden. Die Macht sozialer Kollektive ergibt sich

in diesem Sinne z.B. aus ihrer Verfügung über Güter, knappe

Leistungsqualifikationen, Gewaltmittel, der Chance, Men¬

schen mobilisieren zu können, ihrer Migliederzahl, dem Grad

ihrer Organisiertheit und dgl. Das gesamte Ausmaß der Macht

wächst in einer Gesellschaft, wenn auch die Anzahl sozialer

Gruppierungen zunimmt, die über solche Ressourcen verfügen,

und wenn das Ausmaß zunimmt, in dem sie über solche Ressour¬

cen verfügen. Die Macht wächst in einer Gesellschaft z.B. da¬

durch, daß mehr Menschen über höhere berufliche Qualifika¬

tionen verfügen. Betrachtet man Macht als Kommunikations¬

medium, das die verbindliche Durchsetzung politischer Ent¬

scheidungen sicherstellt, dann erweist sich als besonders

relevant, in welchem Verhältnis ihre Zu- bzw. Abnahme in

einer Zeiteinheit zueinander stehen. Eine Zunahme der Macht¬

menge in einer Gesellschaft ohne eine entsprechende Zunahme

der Anzahl und des Umfangs politischer Entscheidungen bedeu¬

tet Machtinflation. Dasselbe gilt für eine gleichbleibende

Machtmenge bei abnehmenden Entscheidungen. Mit derselben

Menge an Macht können weniger Entscheidungen als gesell¬

schaftlich verbindlich durchgesetzt werden. Eine Zunahme der

Entscheidungen bei gleichbleibender Machtmenge oder eine Ab¬

nahme der Machtmenge bei gleichbleibenden Entscheidungen be¬

deutet Machtdeflation. Mit derselben Menge an Macht können

mehr Entscheidungen als verbindlich durchgesetzt werden.

Machtinflation und Machdeflation sind Krisen des politischen

Systems, die um so mehr zu zerstörerischen Folgen führen, je

stärker sie ausgeprägt sind.

Machtinflation führt dazu, daß nur noch soziale Gruppierun¬

gen mit sehr viel Macht Wertvorstellungen und Interessen in

gesellschaftlich verbindlichen Entscheidungen durchsetzen
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können. Sofern überhaupt in Ansätzen ein politisches

System besteht, ist dieses abhängig von den mächtigen so¬

zialen Gruppierungen und verfügt deshalb über geringe re¬

lative Autonomie. Über relative Autonomie würde ein politi¬

sches System so weit verfügen, wie es von keinem bestimmten

Teil seiner Umwelt abhängig ist und sich deshalb von belie¬

bigen Teilen beeinflussen lassen kann. Dadurch sind relative

Autonomie und Offenheit in einer komplexen Umwelt bedeu¬

tungsgleich.

Machtdeflation hat zur Folge, daß die in diesem Fall nur we¬

nigen Machtbesitzer in einer Gesellschaft damit um so mehr

Wertvorstellungen und Interessen in verbindlichen Entschei¬

dungen durchsetzen können. Auch in diesem Fall gerät ein

politisches System in Abhängigkeit von den mächtigen so¬

zialen Kollektiven und besitzt keine relative Autonomie

und Offenheit.

Die geringe relative Autonomie und Offenheit eines politi¬

schen Systems als Folge von Machtinflation und Machtdefla¬

tion führt ihrerseits zu einer hohen Ungleichheit des Ver¬

trauens sozialer Gruppierungen in die'Offenheit des politi¬

schen Systems. Dieses geringe Vertrauen führt bei Machtin¬

flation zu einer erhöhten Disposition der vielen Machtbe¬

sitzer, um so mehr ihre eigenen Machtmittel zur Durchsetzung

ihrer Wertvorstellungen und Interessen einzusetzen. Es trifft

um so mehr Macht aufeinander, um sich dadurch in ihrer Durch¬

setzungskraft wieder zu entwerten. Eine weitere Folge ist

die erhöhte Neigung, nicht auf die institutionell geregelten

Formen der Opposition zu vertrauen, sondern die kollektiv¬

spezifischen Machtmittel unmittelbar zum Widerstand gegen

politische Entscheidungen einzusetzen, d.h., es erhöht sich

die Häufigkeit gewaltsamer, institutionell ungeregelter poli¬

tischer Konflikte. Demonstration, Protest, Aufruhr und Re¬

volte häufen sich. Politische Krisen dieser Art sind insofern

in diesem Rahmen als die typische Folge von Machtinflation zu

interpretieren.
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Eine Folge des geringen Vertrauens in die Offenheit eines

politischen Systems bei Machtdeflation ist die politische

Apathie. Die ohnehin machtlosen sozialen Gruppierungen

zeigen geringes Vertrauen in politische Partizipation

überhaupt und sind hilflos ihrer Lage überlassen.

Im Anschluß an diese Überlegungen soll nun speziell auf

Machtinflation als Ursache politischer Krisen eingegangen

werden. Es ist nach den Bedingungen zu fragen, deren Vor¬

liegen Machtinflation vermeiden hilft und deren Nichtvor-

liegen Machtinflation hervorruft.

In allen Gesellschaften, in denen die ökonomische Entwick¬

lung zur Ausbildung neuer sozialer Gruppierungen und neuer

Machtpotentiale durch die Verfügung über Leistungsqualifi¬

kationen führt, entsteht eine höhere politische Partizipation
22)

durch Wert- und Interessenartikulation und dgl. . Dadurch

wird immer mehr Macht miteinander konfrontiert, wodurch ei¬

ne erhöhte Chance der Machtinflation entsteht. Die Frage

ist dann, welche Struktureigenschaften-von Gesellschaften-

bei einer Zunahme politischer Partizipation diese Tendenz

zur Machtinflation vermindern und welche sie erhöhen.

Die allgemeinste Voraussetzung, um Machtinflation zu ver¬

meiden, ist die Ausdifferenzierung politischer Macht aus •

der kollektivspezifischen Macht sozialer Kollektive und

ihre Trennung von der kollektivspezifischen Macht sozialer

Kollektive. Die grundlegende Voraussetzung dafür ist die

Zentralisierung der physischen Zwangsmittel in der Gesell¬

schaft und die institutionelle Regelung der legitimen Ver¬

fügung über diese Zwangsmittel. Es müssen allgemein akzep¬

tierte Regeln institutionalisiert werden, nach denen die

Verfügung über die physischen Zwangsmittel von potentiellen

Bewerbern erworben werden muß. Wer diesen Zugang zu physi¬

schen Zwangsmitteln hat, besitzt die Chance, Widerstrebende
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vor die ungünstige Alternative zu stellen, eine Entschei¬

dung anzunehmen,oder einen anderen Verlust zu erleiden

und sich auf die institutionell zugelassenen Formen der

Opposition zu beschränken.

Man kann sich leicht vorstellen, daß sich in einer Gesell¬

schaft, in der sehr viele soziale Gruppierungen über immer

mehr Macht verfügen, die sozialen Gruppierungen nur dann

an die Regeln eines solchen Systems halten werden, wenn

sie gleiche Chancen des legitimen Zugangs zu den physi¬

schen Zwangsmitteln erwarten. Diese Bedingung wird z.T.

durch die Institutionalisierung der offenen Konkurrenz um

politische Unterstützung und durch die Regel erfüllt, daß

die mehrheitliche Verfügung über politische Unterstützung

den legitimen Zugang zu den zentralisierten physischen Zwangs¬

mitteln zur Folge hat. Durch die reine Mehrheitsregel erfolgt

eine erste Abtrennung der Verfügung über politische Unter¬

stützung von der kollektivspezifischen Macht sozialer Kol¬

lektive. Die Verfügung über politische Unterstützung ist

dann die Form politischer Macht, die den legitimen Zugang

zu den physischen Zwangsmitteln symbolisiert.

Durch die Institutionalisierung der freien Konkurrenz um

politische Unterstützung und der Mehrheitsregel als den Re¬

geln, nach denen sich der Zugang zu politischer Macht voll¬

zieht, entstehen auch politische Kollektive, die sich aus

den übrigen sozialen Kollektiven ausdifferenzieren und als

eigenständige Organisationen auf die Gewinnung politischer

Unterstützung ausgerichtet sind: Die politischen Parteien.

Je mehr ein von den übrigen sozialen Kollektiven getrenntes

eigenständiges Parteiensystem institutionalisiert wird, um

so mehr wird die Chance, unmittelbar oder mittelbar über

politische Macht zu verfügen, von der Macht der darum be¬

mühten sozialen Kollektive unabhängig. Es bildet sich da¬

durch eine Differenzierung von politischem Kapitalmarkt und

politischem Gütermarkt heraus, auf denen politische Macht als
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konkreter Anreiz gegen generelle Verpflichtungen (Kapital¬

markt) und gegen konkrete Entscheidungen (Gütermarkt) aus¬

getauscht wird. Auf dem politischen Kapitalmarkt übernehmen

die politischen Parteien die Funktion von Banken, die für

politische Unterstützung durch die Partizipierenden diesen

gegenüber nur generelle, nicht konkrete Verpflichtungen ein¬

gehen. Auf dem politischen Gütermarkt tauschen politische

Entscheidungsträger als politische Unternehmer konkrete Ent¬

scheidungen gegen konkrete Unterstützung. Je schwächer die

Seite des Kapitalmarktes ausdifferenziert ist, um so größer

wird die Abhängigkeit der politischen Entscheidungsträger

von den Nachfragern politischer Entscheidungen, die am leich¬

testen politischen Zugang auf der Gütermarktseite haben. Es

findet keine langfristige Investition generalisierter poli¬

tischer Unterstützung als Grundlage für eine höhere Entschei¬

dungsfähigkeit statt. Dadurch wird auf dem politischen Gü¬

termarkt das Angebot politischer Entscheidungen im Verhält¬

nis zur Nachfrage knapper. Es entsteht Machtinflation.

Neben der ungenügenden Differenzierung von politischem Ka¬

pitalmarkt und politischem Gütermarkt lassen sich auf bei¬

den politischen Märkten weitere Bedingungskonstellationen

für Machtinflation nennen. Machtinflation mit ihren weite¬

ren Folgen tritt auf, wenn eine Zunahme politischer Parti¬

zipation auf dem politischen Kapitalmarkt und politischen

Gütermarkt mit folgenden Bedingungen zusammentrifft:
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Politischer Kapitalmarkt Politischer Gütermarkt

Abnehmend:

AG

Zunehmend: Politische Partizipation

Abnehmend:

Nachfrage nach politi¬
scher Unterstützung
Konkurrenz politischer
Parteien um politische
Unterstützung
Ausdifferenzierung
Institutionelle Regelung
Funktionale Differen¬

zierung
a) der politischen Wahl -

b) des politischen Par¬

teiensystems

H

I,

;i-

/

Angebot politischer Entschei¬

dungen
Konkurrenz politischer Ent¬

scheidungsträger um poli¬
tische Unterstützung
Konkurrenz von Verwaltungs¬
personal um Verwaltungs-

positionen
Ausdifferenzierung
Institutionelle Regelung
Funktionale Differenzierung
c) der Interessenartikulation

d) der politischen Öffent¬

lichkeit

e) der politischen Kern¬

systeme (Regierung, Ver¬

waltung, Parlament)

Zunehmend:

Politische Krisen;
Institutionell ungere¬

gelter Gebrauch von

Macht;

Protest, Aufruhr, Revolte

Abnehmend:'

Vertrauen in die Offen-^
heit des politischen
Systems •

Zunehmend:

Machtinflation

Abnehmend:

.Relative Autonomie und Offenheit

des politischen Systems

Die hier aufgeführten Bedingungen von Machtinflation sollen

nun im einzelnen kurz erläutert werden.

Auf der Kapitalmarktseite ergeben sich folgende Bedingungen

von Machtinflation:

AB: Durch die Nachfrage nach politischer Unterstützung wird

der Wert politischer Unterstützung bestimmt, generelle

Verpflichtungen zu "erzielen. Je weniger Bedarf politi¬

sche Kollektive an politischer Unterstützung haben, weil
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sie sich z.B. auf andere Machtmittel stützen können,

um so niedrigere Verpflichtungen müssen sie den Unter¬

stützern gegenüber eingehen. Die Nachfrage nach poli¬

tischer Unterstützung kann sich z.B. in Häufigkeit,

Intensität und Kosten von Wahlkampagnen oder in Aus¬

maß, Intensität und Kosten von Öffentlichkeitsarbeit

ausdrücken.

AC: Auch durch eine abnehmende Konkurrenz politischer Par¬

teien um politische Unterstützung nimmt der Wert poli¬

tischer Unterstützung zur Erzielung genereller Verpflich¬

tungen ab. Die Konkurrenz ist um so höher, je mehr der

Verlust an Unterstützung den Gewinn durch konkurrierende

und nicht koalierende Parteien sowie den Verlust des Zu¬

gangs zu Entscheidungspositionen bedeutet. Aus diesen

Gründen ist die Konkurrenz in einem Zweiparteiensystem

am höchsten. Ein weiteres Indiz der Konkurrenz ist die

Zahl von Wechselwählern in einer Zeiteinheit.

AD..: Ausdifferenzierung der politischen Wahl und des politi¬

schen Parteiensystems bedeutet, daß diese Interaktions¬

systeme bilden, in denen spezifische Normen Geltung be¬

sitzen, die das Handeln von Handlungen in anderen Syste¬

men abgrenzen und gegenüber diesen relativ indifferent

machen. Durch die Geltung solcher Normen entwickelt sich

eine eigene Zweckrationalität für die Handelnden in die¬

sen Systemen. Beim Handeln in diesen Systemen muß jeder

Handelnde spezifische Rollen übernehmen, die sein Han¬

deln vom Handeln in anderen Rollen abgrenzen.

Für die politische Wahl bedeuten die Prinzipien der All¬

gemeinheit, Gleichheit und Geheimhaltung eine erste Aus¬

differenzierung der Rolle des Wählers und ihre Trennung

von anderen Rollen. Diese Ausdifferenzierung kann wie¬

derum dadurch beeinträchtigt werden, daß von den Han¬

delnden und ihren Interaktionspartnern in anderen Rollen
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eine unmittelbare Verknüpfung der Wählerrolle mit die¬

sen Rollen vollzogen wird. Dies ist z.B. der Fall, wenn

von dem Katholiken erwartet wird, daß er eine katholi¬

sche Partei wählt oder von dem Protestanten, daß er

eine protestantische Partei wählt.

Die Ausdifferenzierung des Parteiensystems drückt sich

in der Nichtidentität der Programme von Parteien mit

den Progranmen von Interessengruppen aus, in der Zahl

hauptamtlicher Positionen, Mitgliedschaftsregeln,

Satzungen und dgl.

Geringe Ausdifferenzierung der politischen Wahl und des

'politischen Parteiensystems führt bei hoher politischer

Partizipation deshalb zur Machtinflation, weil es da¬

durch um so mehr zu einem unmittelbaren Aufeinandertref¬

fen der kollektivspezifischen Machtmittel der sozialen

Kollektive kommt, die sich in ihrer Durchsetzungskraft

wechselseitig entwerten.

AD_: Institutionelle Regelung bedeutet das Ausmaß, in dem im

Falle einer Normabweichung der in seiner normativen Er¬

wartung Enttäuschte in seinem Festhalten an der Erwar¬

tung mit der Unterstützung beliebiger Dritter rechnen

kann, und das Ausmaß, in dem das Handeln durch solche

Normen geregelt ist. Die Norm der Geheimhaltung der Wahl

ist nur dann institutionalisiert, wenn Verletzungen auch

negativ sanktioniert werden. Dasselbe gilt für Normen,

welche die Freiheit von Parteienzusammenschlüssen garan¬

tieren oder für Normen, welche die Satzung von Parteien

bilden. Das Ausmaß institutioneller Regelung politi¬

scher Partizipation variiert auch in dem Grade, in dem

es für de facto auftretende Formen politischer Partizi¬

pation, z.B. Bürgerinitiativen, Normen zu ihrer Rege¬

lung gibt.
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Ein geringes Ausmaß institutioneller Regelung poli¬

tischer Partizipation bedeutet wie die geringe Aus- ¦

differenzierung, daß es zu einem unmittelbaren Auf¬

einandertreffen der Machtmittel der partizipieren¬

den sozialen Kollektive kommt, die sich um so mehr

wechselseitig entwerten, d.h. Machtinflation hervor¬

rufen, je höher die Partizipationsrate ist.

AD,: Funktionale Differenzierung des politischen Systems be¬

deutet in bezug auf die politische Wahl und das poli¬

tische Parteiensystem, daß es sich hierbei um Systeme

handelt, die vorzugsweise auf die Funktion der Beschaf-'"

fung generalisierter politischer Unterstützung speziali¬

siert sind und daß diese Funktion nicht zugleich durch

andere Systeme im Zusammenhang mit anderen Funktionen

erfüllt wird. Dadurch werden widersprüchliche Anfor¬

derungen bei der Erfüllung von Funktionen auf verschie¬

dene Teilsysteme auseinandergezogen. Die funktionale

Differenzierung des Parteiensystems und der politischen

Öffentlichkeit ist z.B. um so geringer ausgeprägt, je

eindeutiger sich die Parteigruppierungen in Presse, Rund¬

funk und Fernsehen nahtlos wiederholen. Dadurch wird

die Funktion der Beschaffung politischer Unterstützung

mit der Funktion der Information über politische The¬

men und der Selektion von politischen Themen vermengt.

Eine Entdifferenzierung dieser Art führt bei zunehmen¬

der politischer Partizipation zur unmittelbaren und un¬

geregelten Machtauseinandersetzung gesellschaftlicher

Eliten, da es keine eindeutigen Regeln der Gewinnung

politischer Unterstützung gibt. Die Folge ist eine hö¬

here Machtinflation.

Auf der Gütermarktseite sind folgende Bedingungen von

Machtinflation zu erläutern:
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GH: Bei geringem Angebot politischer Entscheidungen durch

unzureichende politische Entscheidungstätigkeit, z.B.

bei fehlender politischer Planung, erniedrigt sich bei

hoher Nachfrage nach politischen Entscheidungen der

Wert politischer Unterstützung zum Eintausch von kon¬

kreten Entscheidungen, d.h., es entsteht Machtinflation.

Nur die großen Nachfrager können dann noch erfolgreich

Wertvorstellungen und Interessen durchsetzen.

Gl.: Geringe Konkurrenz politischer Entscheidungsträger um

politische Unterstützung entwertet ebenfalls bei hoher

Nachfrage nach politischen Entscheidungen die politische

Macht, die von Interessenten auf dem Gütermarkt in Ge¬

stalt politischer Unterstützung für konkrete Entschei-

. düngen angeboten wird. Typische Beispiele sind Hoch¬

burgen politischer Parteien, wie sie vor allem auf lo¬

kaler Ebene häufig vorkommen.

GI_: Geringe Konkurrenz von Verwaltungspersonal um Verwal¬

tungspositionen, z.B. bei Monopolisierung von Verwal¬

tungspositionen für bestimmte soziale Schichten, soziale

Stände, Berufsstände, ethnische oder religiöse Gruppen,

bedeutet, daß bei hoher Nachfrage nach politischen Ent¬

scheidungen, mehr politische Macht angesammelt werden

muß, um die Durchführung von Entscheidungen in der Ver¬

waltung sicherzustellen, die nicht mit deren Wertvor¬

stellungen und Interessen übereinstimmen. Die erhöhten

Kosten für die Entscheidungsdurchführung verursachen

Machtinflation.

GK.: Geringe Ausdifferenzierung politischer Kernsysteme äus¬

sert sich zum Beispiel darin, daß die Rollen politischer

Entscheidungsträger vorwiegend von Angehörigen bestimm¬

ter sozialer Gruppierungen besetzt werden oder sich

keine von der Parteiverantwortlichkeit unabhängige Re¬

gierungsverantwortlichkeit ausbildet, die Professiona-
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'lisierung politischer Entscheidungsrollen gering

ausgeprägt ist, keine Kodifizierung eines spezifi¬

schen Berufsethos des Politikers oder des Verwal-

tungsbeamten ausgebildet ist und dgl. In der Wert-

. und Interessenartikulation wird Ausdifferenzierung

vermindert, je weniger Werte und Interessen durch or¬

ganisierte Wert- und Interessengruppen kanalisiert

werden. Die politische Öffentlichkeit ist um so weni¬

ger ausdifferenziert, je weniger das Handeln in Presse,

Rundfunkt und Fernsehen durch Kodifizierung spezifischer

berufsethischer Normen geregelt wird.

Geringe Ausdifferenzierung solcher Teilsysteme führt bei

hoher politischer Partizipation zum unmittelbaren Auf¬

einandertreffen der Machtmittel sozialer Gruppierungen

und entwertet politische Macht in ihrer Funktion, kon¬

krete Entscheidungen verbindlich durchzusetzen, d.h.,

es wird Machtinflation erzeugt.

GK,: Institutionelle Regelung der Interaktionen in politi¬

schen Kernsystemen, in der Interessenartikulation und

in der politischen öffentlichkeit liegt in dem Ausmaß

vor, in dem auftretende Handlungen überhaupt durch

Normen geregelt werden und in dem Normabweichungen ne¬

gativ sanktioniert werden; es ist das Ausmaß der Bin¬

dung politischen Entscheidungshandelns, der Interessen¬

artikulation und der politischen öffentlichkeit an nor¬

mative Regeln. Je weniger eine solche Bindung des poli¬

tischen Entscheidungshandelns, der Interessenartikula¬

tion und der Selektion politischer Themen in der öffent¬

lichkeit an allgemeine Regeln erwartet werden kann, um

so häufiger werden soziale Gruppierungen auf ihre kol¬

lektivspezifischen Machtmittel zur Durchsetzung politi¬

scher Entscheidungen zurückgreifen, um ihre Erwartungs¬

sicherheit zu erhöhen. Die dadurch gesteigerte Konfron¬

tation kollektivspezifischer Machtmittel ruft Machtin-
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flation hervor.

GK,: Funktionale Differenzierung in bezug auf die politi¬

schen Kernsysteme bedeutet, daß Parlament, Regierung

und Verwaltung je eigene Funktionen erfüllen und auch

keine Vermischung mit Funktionen der politischen Par¬

teien oder der politischen Öffentlichkeit erfolgt. Ein

eklatanter Fall der Entdifferenzierung zwischen Re¬

gierung und politischer Öffentlichkeit ist z.B. die

Zensur von Presse, Rundfunk und Fernsehen. Eine Ent¬

differenzierung von politischen Kernsystemen und Wert¬

bzw. Interessenartikulation ergibt sich, wenn nur be¬

stimmte soziale Gruppierungen Zugang zu politischen

Entscheidungsrollen haben.

Eine besondere Form der Entdifferenzierung liegt vor,

wenn Regierungsmitglieder vorwiegend aus der Verwal¬

tung und nicht über die Parteien und das Parlament re¬

krutiert werden. Diese Form der Entdifferenzierung
23)

führt zur Herrschaft des "Geistes" der Bürokratie

und war z.B. für das Wilhelminische Deutschland typisch.

Auch die ungenügende Abgrenzung von Kompetenzen ist

eine Form geringerer funktionaler Differenzierung. So

ist das Präsidialsystem der USA weniger funktional

differenziert als die westeuropäischen parlamentari¬

schen Systeme.

Geringe funktionale Differenzierung politischer Kern¬

systeme, der Interessenartikulation und der politischen

Öffentlichkeit erhöht bei extensiver politischer Parti¬

zipation die Chance der wechselseitigen Entwertung der

politischen Macht politischer Entscheidungsträger mit

gleichen oder ähnlichen Kompetenzen, d.h. Machtinfla¬

tion. Bestimmte Formen der Entdifferenzierung, z.B.

zwischen politischen Kernsystemen und Wert- bzw. In-
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teressenartikulation, führen bei hoher politischer

Partizipation zum ungeregelten Kampf mit kollektiv¬

spezifischen Machtmitteln und auf diese Weise zur

Machtinflation.

Soweit wurde dargestellt, wie man im Rahmen einer allgemei¬

nen Theorie sozialer Systeme über die Entwicklung einer

Theorie politischer Macht zur Erklärung politischer Krisen

als Folge von Machtinflation mit ihren unterschiedlichen

alternativen Ursachenkonstellationen gelangen kann. Dabei

wurde besonders darauf geachtet, die Theorie so weit zu

systematisieren und zu präzisieren, daß überhaupt hinrei¬

chend deutlich wird, welche Bedeutung das verwendete Voka¬

bular besitzt, welche Aussagen gemacht werden und welche

Tatbestände von den entsprechenden Aussagen ausgeschlossen

werden, um die Minimalbedingungen einer empirischen Über¬

prüfbarkeit zu erfüllen. Potentielle Falsifikatoren der

zentralen Hypothesen der Theorie sind: Hohe Partizipation

und niedrige Ausprägung einer der Variablen B-K, und keine

Machtinflation und keine politischen Krisen.

Eine empirische Überprüfung der Theorie erfordert allerdings

daran orientierte empirische Untersuchungen. Da solche Un¬

tersuchungen noch nicht vorliegen, kann nur illustrativ

auf empirische Fälle verwiesen werden. Auffallend ist z.B.,

daß von den vier größten westeuropäischen Gesellschaften,

England, Frankreich, Italien und Bundesrepublik, die drei

in diesem Jahrhundert instabilsten Gesellschaften zugleich

diejenigen mit der geringeren Ausprägung der Merkmale Aus-

dif.ferenzierung, institutionelle Regelung und funktionale

Differenzierung sind. Unterentwickelte Gesellschaften erwei¬

sen sich als um so stabiler, je höher der Grad der Insti-

24)
tutionalisierung eines Parteiensystems ausgeprägt ist

Gegen die Hypothesen könnte hingegen die Stabilität einiger

versäulter Gesellschaften, wie die Niederlande und die
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Schweiz, sprechen, da Versäulung mit Entdifferenzierung
25)

gleichbedeutend ist . Dabei ist jedoch zu berücksichti¬

gen, daß in diesen Gesellschaften ein besonders niedriges

Ausmaß politischer Partizipation festzustellen ist und dem¬

entsprechend aufgrund der Theorie eher Machtdeflation und po¬

litische Apathie als Machtinflation und Instabilität zu er¬

warten ist. Wo hohe politische Partizipationsraten auftre¬

ten, wie im Libanon, ergibt sich offensichtlich sehr hohe

Machtinflation. Zur Vorsicht mahnt allerdings eine makroquan¬

titative Untersuchung über 114 Gesellschaften von Ted Gurr.

In einem Kausalmodell der Wirkung von dauerhafter Depriva¬

tion, kurzfristiger Deprivation, Legitimität, Zwangspoten¬

tial, Erleichterung von abweichendem politischem Verhalten,

vergangenem gewaltsamem Konflikt und Institutionalisierung•

auf das Ausmaß von gewaltsamem Konflikt, konnte keine hohe

Bestätigung einer negativen Wirkung von Institutionalisie¬

rung auf die Häufigkeit gewaltsamer Konflikte gefunden wer-

26)
den . Zu einem großen Teil erklärt sich dies aus der Kor¬

relation von Institutionalisierung und Zwangspotential und

der kurvilinearen Korrelation von Zwangspotential und gewalt¬

samem Konflikt, die sich aus Gurrs Auswahl und aus seinen

Operationalisierungen ergab.

4. Vergleich der neomaterialistischen und systemtheoretischen

Krisentheorie

Welche Gesichtspunkte ergeben sich nun nach der parstellung

von zwei unterschiedlichen theoretischen Paradigmen für die

Frage des Theorienvergleichs?

(1) Man kann zunächst durch logische Rekonstruktion versuchen,

einen gemeinsamen Erklärungsgegenstand zu finden: Z.B. poli¬

tische Krisen.

(2) Es ist zu beachten, ob der Begriff für den Erklärungsge-
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genstand jeweils dieselbe Bedeutung besitzt. Dies scheint

hier der Fall zu sein: Hohe Häufigkeit und Intensität von

Protest, Aufruhr, Revolte und Gewaltanwendung.

(3) Es sind die Texte in Hypothesen umzuformulieren, die

präzise angeben, unter welchen Bedingungen politische Kri¬

sen auftreten: A) Ausdehnung des Reproduktionsbereichs,

B) Hohe Partizipation, niedrige Ausprägung der Variablen B-K,.

(4) Es ist zu spezifizieren, welche Tatbestände die Theorien

ausschließen, welches ihre potentiellen Falsifikatoren sind:

A) Ausdehnung des Reproduktionsbereichs, keine Zunahme poli¬

tischer Krisen.

B) Hohe Partizipation, niedrige Ausprägung der Variablen

B-K,, keine Zunahme von Machtinflation, keine Zunahme po¬

litischer Krisen.

(5) Es ist zu fragen, in welchem Verhältnis der empirische

Gehalt der Theorien zueinander steht:

Die Extension des Prädikats "Zunahme des Reproduktionsbe¬

reichs" fällt so weit unter die Extension der Prädikate "Zu¬

nahme politischer Partizipation und niedrige Ausprägung der

Merkmale B-K.," wie die Zunahme des Reproduktionsbereichs eine

Zunahme politischer Partizipation bewirkt und damit zugleich

eine niedrigere Ausprägung von mindestens einem der Merkmale

B-K3 verbunden ist (Bereich A/\B) . Die Extension des Prädi¬

kats "Zunahme des Reproduktionsbereiches", die nicht zugleich

mit einer Zunahme politischer Partizipation und einer niedri¬

gen Ausprägung von mindestens einem der Merkmale B-K3 ver¬

bunden ist, liegt außerhalb der Extension der Prädikate "Zu¬

nahme politischer Partizipation und niedrige Ausprägung von

mindestens einem der Merkmale B-K3" (Bereich AsB). Die Exten¬

sion der Prädikate "Zunahme politischer Partizipation und

niedrige Ausprägung von mindestens einem der Merkmale B-K3",
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die nicht mit einer Ausdehnung des Reproduktionsbereichs

verbunden ist, liegt außerhalb der Extension des Prädikats

"Zunahme des Reproduktionsbereichs" (Bereich BNA).

Geht man davon aus, daß beide Theorien (A und B) dieselbe

Extension im Bereich der abhängigen Variable "politische

Krisen" besitzen, dann läßt sich das Verhältnis ihres em¬

pirischen Gehalts in zwei sich überschneidenden Kreisen

darstellen, welche die Extension der Prädikate im Antecedens

der entsprechenden Aussagen symbolisieren:

A B

I A\B (Ana BSAJ

Eine erste rudimentäre Konfrontation der Theorien mit der

Realität hat gezeigt, daß viele Fälle die neomaterialisti¬

sche Krisentheorie A falsifizieren müßten. Würde es nun ge¬

lingen, zu zeigen, daß die neomaterialistische Theorie A

nur in dem Extensionbereich ANB scheitert, aber nicht in

dem Extensionsbereich AaB und würde sich die systemtheore¬

tische Krisentheorie B auch in dem Bereich BSA bewähren, hät¬

te man von A nach B einen progressiven theoretischen Wandel,

27)
d.h. Erkenntnisfortschritt, erzielt . Daß dies möglich ist,

erscheint auf der Basis vorliegender Daten auf jeden Fall

nicht unwahrscheinlich.

(6) Inhaltlich gesprochen ist für die neomaterialistische

Theorie besonders charakteristisch eine hohe Überschätzung

der Wirkung der Warenform als einzigem Merkmal der Umwelt

des politischen Systems im Vergleich zu anderen Merkmalen

der Umwelt des politischen Systems und eine hohe ünter-

schätzung der Wirkung unterschiedlicher Strukturmerkmale

des politischen Systems im Hinblick auf politische Krisen.

Daraus erklärt sich letztlich ihre Unterlegenheit in der Er-
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klärungskraft im Vergleich zur systemtheoretischen Krisen¬

theorie, da diese explizit von der Wirkung dieser Faktoren

ausgeht.

(7) Die neomaterialistische Theorie geht nahtlos vom Thema

der Erklärung politischer Krisen zum Thema der Erzeugung

politischer Krisen über. Dies geschieht vor dem Hintergrund

der freilich nicht bestätigten These einer Beschränkung der

Entfaltung von Gesellschaft und Persönlichkeit durch die

Warenform. Ein solcher Wechsel des Themas ist für die system¬

theoretische Krisentheorie gar nicht notwendig: Mit der Er¬

klärung politischer Krisen werden zugleich die Bedingungen

angegeben, unter denen in modernen Gesellschaften hohe Komple¬

xität sozialer Interaktionen, d.h. auch hohe Entfaltung wi¬

dersprüchlicher Wertvorstellungen, Interessen und Handlungen,

möglich sind, unter Erhaltung von Autonomie und Offenheit

und von Vertrauen in die Offenheit des politischen Systems

als modernem Legitimitätsglauben und Vermeidung politischer

Krisen als unmittelbare Folge von Vertrauen in die Offen¬

heit des politischen Systems.

Es wird dadurch erklärt, über welche Struktureigenschaften

ein politisches System als notwendige Voraussetzungen einer

offenen Gesellschaft verfügen muß. Auch in dieser Hinsicht

ist die Theorie sozialer Systeme wesentlich präziser als

die materialistische Theorie, die als eine solche Bedingung

lediglich die Aufhebung der Warenform empfiehlt, dies aber

weder als notwendig noch als hinreichend nachweisen kann.

Fazit: Die Theorie sozialer Systeme geht nicht nur als spe¬

zifische Krisentheorie, sondern auch als Gesellschaftstheorie

mit dem Anspruch auf Erklärung umfassenderer gesellschaftli¬

cher Zusammenhänge über die neomaterialistische Theorie

hinaus.
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5. Schlußbemerkung

Die Veranstaltung "Theorienvergleich" auf dem 18. Deutschen

Soziologentag hat mit aller Deutlichkeit bestätigt, welche

Folgen die ständige Mißachtung gemeinsamer Regeln der Kri¬

tik auf der Grundlage von Präzision und Systematik in der

soziologischen Theorienbildung hat: An die Stelle der Theo¬

rienkonkurrenz tritt die Theorienanomie und das Abhalten

von Monologen. Es besteht überhaupt keine Möglichkeit, theo¬

retische Behauptungen zu kritisieren und irgendeine Aussage

als Irrtum auszuscheiden. Alles ist möglich, keine Aussage

kann scheitern. Das bedeutet aber zugleich, daß der Infor¬

mationsgehalt der soziologischen Theorien insgesamt gleich

0 ist. Solange dieser Zustand der Anomie in der Soziologie

nicht durch Theorienkonkurrenz auf der Basis gemeinsam an¬

erkannter Regeln der Kritik und höherer Präzision und Syste¬

matik überwunden wird, muß der Soziologie mit Recht die ge¬

sellschaftliche Anerkennung als Wissenschaft und als Pro¬

fession mit einem institutionalisierten Kodex berufethischer

Normen versagt bleiben.
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Bürgerliche oder moderne Gesellschaft?

Zum Verhältnis von historisch-materialistischer Gesell¬

schaftstheorie und Systemtheorie

Hans-Joachim Giegel

Das Verhältnis, in dem die Marxsche Theorie der bürgerlichen

Gesellschaft auf der einen und - als entwickeltste Form des

systemtheoretischen Ansatzes - die Luhmannsche Theorie dieser

Gesellschaft auf der anderen Seite zueinander stehen, ist ein

Verhältnis des Widerspruchs. Die beiden Theorien analysieren

denselben Gegenstand, kommen jedoch zu einer anderen Bestim-


